
Zusammenfassung
Durch das Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Aus-
baus von Windenergieanlagen an Land vom 20.07.2022 (BGBl. I, 
Nr. 28, S. 1353), welches am 1. Februar 2023 in Kraft getreten 
ist, wird der Ausbau der Windenergienutzung in Deutschland 
vorangetrieben, um bis 2032 durchschnittlich 2 % der Landes-
flächen für die Windenergieerzeugung zu nutzen. Der Beitrag 
zeigt auf, wie mit projektierten bzw. genehmigten Windparks 
in Flurbereinigungsverfahren grundsätzlich umzugehen ist. In 
einem Folgebeitrag werden noch nicht projektierte Windener-
giegebiete behandelt, in denen die sog. Standortflächen der 
Windkraftanlagen von einem Betreiber noch nicht festgelegt 
worden sind.
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Summary
The Act to Increase and Accelerate the Expansion of Onshore 
Wind Energy Plants (so-called Wind-on-Land Act, Federal Law 
Gazette I p. 1353), which came into force on 1 February 2023, pro-
motes the expansion of wind energy use in Germany with the aim 
of using an average of 2 % of the country’s land for wind energy 
generation by 2032. The article shows how to deal with planned 
or authorized wind farms in land consolidation procedures. A 
follow-up article deals with wind energy areas that have not yet 
been planned and in which the so-called siting areas for wind tur-
bines have not yet been determined by an operator.
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1 Nutzungsverträge und Nutzungsrechte 
zur Windenergieerzeugung

Windenergieanlagen (Abb. 1) werden in der Regel auf der 
Grundlage von Nutzungsverträgen errichtet und betrieben 
(Thiemann und Voß 2014). Bei einer Einzelanlage betrifft 
dies die Standort- und Baulastfläche, bei einem Windpark 
die Fläche des Windenergiegebietes und eventuell außer-
halb des Gebietes liegende Baulastflächen. Die folgenden 
Ausführungen beziehen sich auf die heute üblichen Wind-
parks, gelten aber ebenso für Einzelanlagen mit der jewei-

ligen Baulastfläche als Umlagefläche (Standort- und Ab-
standsfläche).

Die Verträge zur Windenergienutzung werden als 
Pacht-, Miet-, Gestattungs- oder Nutzungsverträge be-
zeichnet. Die Überlassung eines Grundstücks zur Wind-
energieerzeugung ist rechtlich als Grundstücksmietvertrag 
einzustufen, weil es gegen Entgelt hierfür überlassen wird, 
jedoch die einen Pachtvertrag ausmachende Fruchtziehung 
aus dem Boden entsprechend § 581 Abs. 1 BGB fehlt (OLG 
Dresden 2021 mit weiteren Rechtsprechungsnachweisen). 
Die rechtliche Einordnung ist in der Regel bei der ordent-
lichen Kündigung relevant, ansonsten aber kaum von Be-
deutung. Im Folgenden soll daher – wie überwiegend ge-
bräuchlich – von Nutzungsverträgen, Nutzungsrechten zur 
Windenergieerzeugung und Nutzungsentgelten gespro-
chen werden. Aufgrund der rechtlichen Konstruktion sind 
Windkraftanlagen einschließlich der baulichen Anlagen 
und Einrichtungen auf den versiegelten Standortflächen 
Scheinbestandteil der in Anspruch genommenen Grund-
stücke nach § 95 Abs. 1 BGB, weil alle Baulichkeiten nur zu 
einem vorübergehenden Zweck mit dem Grund und Bo-
den verbunden sind.

Neben dem Grundstückseigentümer muss auch der 
landwirtschaftliche Pächter seine Zustimmung für die In-
anspruchnahme zur Windenergieerzeugung geben, weil er 
nach § 581 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 585 Abs. 2 BGB im aus-
schließlichen Besitz der Pachtsache ist. Der Betreiber muss 
daher ebenso einen Nutzungsvertrag mit dem Pächter ab-
schließen, der rechtlich als Untervermietung des Pachtver-
hältnisses einzuordnen ist. Zur Nutzung der Pachtsache 
durch einen Dritten benötigt der Pächter gemäß §  589 
Abs. 1 Nr. 1 BGB wiederum die Zustimmung des Grund-
stückseigentümers. Diese kann jedoch vorausgesetzt wer-
den, weil er andernfalls selbst keinen Nutzungsvertrag mit 
dem Betreiber abschließen könnte.

Über die heute gebräuchlichen Verteilungsmodelle zur 
Bestimmung der Höhe und Aufteilung der vom Betreiber 
an die betroffenen Grundstückseigentümer und landwirt-
schaftlichen Pächter gezahlten Nutzungsentgelte gibt es, 
soweit ersichtlich, keine neueren Untersuchungen. Kötter 
et al. (2013), Thiemann (2013) sowie Thiemann und Voß 
(2014) geben nach eigenen Erhebungen und gestützt auf 
andere Autoren für die Zeit Anfang der 2010er Jahre eine 
allgemein übliche Aufteilung von 80 % auf die gesamte 
Umlagefläche und 20 % auf die einzelnen Standortflächen 
eines Windparks an. Ferner ist eine Aufteilung im Verhält-
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nis von 85 % zu 15 % zwischen den Grundeigentümern 
und Pächtern gängige Praxis. §  25 Abs.  1 des aktuellen 
Gesetzes für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneu-
erbare-Energien-Gesetz – EEG 2023) garantiert eine För-
derdauer (Einspeisevergütung) von 20 Jahren, sodass diese 
Zeitspanne in der Regel als Standzeit eines Windparks ver-
einbart wird.

2 Entwicklung des Wertermittlungsrechts in 
bezug auf die bewertung von Flächen der 
Land- und Forstwirtschaft (Agrarland)

Unbestritten ist, dass die Nutzung von landwirtschaftli-
chen Grundstücken für Windkraftanlagen aufgrund der 
damit verbundenen Nutzungsentgeltzahlungen zu einer 
Wertsteigerung führt. Während die dauerhaft versiegelten 
Standortflächen (Fundamente der WEA, Transformato-
renhäuser, Kranaufstellplätze und Zuwegungen) schon im-
mer als Bauland angesehen wurden, hat sich die Rechtslage 
zur Bewertung der Abstandsflächen und zur Bewertung 
der Flächen eines noch nicht projektierten Windenergiege-
biets weiterentwickelt und seit 2021 grundlegend geändert. 
Kennzeichnend für die letztgenannten Flächen ist, dass sie 
weiterhin ungehindert für die Land- und Forstwirtschaft 
zu Verfügung stehen, aber zusätzlich eine Windenergie-
nutzung stattfindet bzw. vorgesehen ist. In der Immobilien-
wertermittlung wurde daher von »Agrarland mit erhöhtem 
Verkehrswert« (Thiemann 2012) oder »begünstigtem Agrar-
land« (Dippold 2012a) gesprochen.

Die rechtlichen Vorgaben für die Ermittlung des Ver-
kehrswertes von Flächen der Land- und Forstwirtschaft 
haben sich im Laufe der Zeit entscheidend verändert. 
Die erste bundeseinheitliche Wertermittlungsverordnung 
(WertV) vom 07.08.1961 (BGBl. I, Nr. 63, S. 1183) kannte 
noch keine gesetzlich definierten und damit verbindlichen 
Entwicklungszustände des Grund und Bodens. Gleiches 
gilt für die nachfolgende WertV vom 15.08.1972 (BGBl. I, 
Nr. 85, S. 1416), die jedoch in § 22 Abs. 5 einen »innerland-
wirtschaftlichen Verkehrswert« definierte, als Grundstücks-
wert, der ausschließlich durch eine agrarische Nachfrage 
und »nicht durch die Erwartung einer anderweitigen Nut-
zung beeinflusst« ist. Mit dieser Definition wurde implizit 
auch ein außerlandwirtschaftlicher Verkehrswert beschrie-
ben, der neben der land- und forstwirtschaftlichen Nut-
zung auch durch andere Nachfragen bestimmt wird. Hie-
raus entstanden mit der WertV vom 06.12.1988 (BGBl. I, 
Nr. 56, S. 2209) die beiden Stufen des reinen und des be-
günstigten Agrarlandes, welche in der Immobilienwert-
ermittlungsverordnung (ImmoWertV) vom 19.05.2010 
(BGBl.  I, Nr. 25, S. 639) zunächst beibehalten, dann aber 
mit der ImmoWertV vom 14.07.2021 (BGBl.  I, Nr.  44, 
S. 2805) wieder abgeschafft wurden.

§ 4 Abs. 1 Nr. 1 WertV 1988 definiert das reine Agrar-
land als land- oder forstwirtschaftlich »genutzte oder nutz-
bare Flächen, von denen anzunehmen ist, dass sie nach ihren 
Eigenschaften, der sonstigen Beschaffenheit und Lage, nach 
ihren Verwertungsmöglichkeiten oder den sonstigen Um-
ständen in absehbarer Zeit nur land- und forstwirtschaft-
lichen Zwecken dienen werden«. Unter reinem Agrarland 
versteht man nach dieser Definition also Flächen, deren 

Quelle: Ministerium für Ländlichen Raum 
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Preis ausschließlich von der dauernden land- oder forst-
wirtschaftlichen Qualität des Bodens bestimmt wird. Wie 
Simon et  al. (2004, Rd.-Nrn. 2.195 f., 2.203) darlegen, ist 
damit der innerlandwirtschaftliche Verkehrswert nach § 22 
Abs.  5 WertV 1972 angesprochen, für dessen Ermittlung 
in erster Linie nur die zwischen Landwirten vereinbarten 
Kaufpreise herangezogen werden sollten, bei denen die 
Absicht einer nachhaltigen Bewirtschaftung eindeutig im 
Vordergrund steht. Denn nur aus diesen Kaufpreisen wird 
sich der innerlandwirtschaftliche Verkehrswert sicher ab-
leiten lassen.

§ 4 Abs. 1 Nr. 2 WertV 1988 definiert neben dem rei-
nen Agrarland besondere Flächen der Land- und Forst-
wirtschaft als sog. begünstigtes Agrarland. Hierbei handelt 
es sich um land- oder forstwirtschaftlich »genutzte oder 
nutzbare Flächen, […] die sich, insbesondere durch ihre 
landschaftliche […] Lage […] geprägt, auch für außerland-
wirtschaftliche oder außerforstwirtschaftliche Nutzungen 
eignen, sofern im gewöhnlichen Geschäftsverkehr eine da-
hingehende Nachfrage besteht und auf absehbare Zeit keine 
Entwicklung zu einer Bauerwartung bevorsteht«. Für diese 
Flächen werden auf dem Grundstücksmarkt nachweislich 
höhere Preise als für reines Agrarland gezahlt. Der Wert 
ist ein außerlandwirtschaftlicher Verkehrswert, ohne dass 
dieser irgendwie von einer Bauerwartung beeinflusst wird 
(Simon et al. 2004, Rd.-Nr. 2.197).

Begünstigtes Agrarland ist nach der WertV 1988 also 
dadurch gekennzeichnet, dass neben der land- oder forst-
wirtschaftlichen Nutzung aufgrund der besonderen land-
schaftlichen Lage noch anderweitige Nutzungen oder 
Funktionen vorhanden sind, die werterhöhend wirken. Die 
amtliche Begründung (BR-Drs. 352/88 vom 21.07.1988, 
S. 36 f.) nennt als typisches Beispiel die Nachfrage für Er-
holung und Freizeitgestaltung aufgrund guter Verkehrsver-
hältnisse oder der Nähe zu verdichteten Siedlungsgebieten, 
weist aber ausdrücklich darauf hin, dass trotz dieser beson-
deren Lage eine Entwicklung zu einer Bauerwartung auf 
absehbare Zeit nicht zu erwarten ist. Flächen, für die eine 
solche Erwartung besteht, sind Bauerwartungsland nach 
§ 4 Abs. 2 WertV 1988 mit einer sich sicher abzeichnenden 
weiteren städtebaulichen Entwicklung über Rohbauland 
(§ 4 Abs. 3 WertV 1988) zu baureifem Land im Sinne von 
§§ 30, 33 oder 34 BauGB (§ 4 Abs. 4 WertV 1988).

Die Abstandsflächen eines Windparks bzw. die Flächen 
eines noch nicht projektierten Windenergiegebiets waren 
daher typischerweise begünstigtes Agrarland im Sinne 
von § 4 Abs. 1 Nr. 2 WertV 1988, weil neben der landwirt-
schaftlichen Nutzung als Acker-, Grünland oder für Son-
derkulturen noch eine weitere außerlandwirtschaftliche 
Nutzung stattfindet bzw. vorgesehen ist, die werterhöhend 
wirkt, aber eine weitere städtebauliche Entwicklung zu 
Bauland im Sinne von §§ 30, 33 oder 34 BauGB sicher aus-
geschlossen ist. Deshalb wird in der Literatur vielfach vor-
geschlagen, den Bodenwert als ein Mehrfaches des reinen 
Agrarlandwertes abzuschätzen. Statt vieler sei in diesem 
Zusammenhang Dippold (2012a) zitiert: »Entsprechend 
den örtlichen Gegebenheiten wird der Bodenwert im Sinne 

des begünstigten Agrarlandes wenigstens mit dem doppel-
ten bis vierfachen Wert des reinen Agrarlandes angenom-
men. Vor allem in Ostdeutschland können auch noch höhere 
Mehrfache beim Bodenwert in Betracht kommen. Ist eine 
WEA an einem bestimmten Standort bereits gebaut, kann 
sich der Bodenwert auf das Drei- bis Siebenfache des Boden-
wertes für reines Agrarland im Bereich der Standort- und 
Abstandsflächen erhöhen.«

Indessen ist diese Rechtsauffassung und Einordnung 
wegen der Novellierung des Wertermittlungsrechts in-
zwischen veraltet. Zudem ist kritisch anzumerken, dass 
zwischen dem Agrarlandwert und der Eignung zur Wind-
energienutzung keine Beziehung besteht, weil der Wert des 
reinen Agrarlandes vor allem durch das örtliche Preisniveau 
und die landwirtschaftliche Ertragskraft bestimmt wird.

Dies zeigt sich insbesondere in Bayern sehr deutlich. 
Im Jahr 2020 wurden insgesamt 4566 landwirtschaftli-
che Grundstücke (Acker- und Grünland ohne Bebauung) 
mit einer Fläche von 6407 ha für 410 Mio. Euro verkauft. 
Der sich daraus ergebende Durchschnittswert von rd. 
64.000 €/ha ist aber wenig aussagekräftig, weil große re-
gionale Unterschiede mit einem deutlichen Nord-Süd-
Anstieg bestehen (z. B. auf Ebene der Regierungsbezirke: 
Unterfranken 24.700 €/ha, Oberfranken 24.700 €/ha, Mit-
telfranken 46.300 €/ha, Oberpfalz 57.000 €/ha, Schwaben 
73.400 €/ha, Oberbayern 112.100 €/ha und Niederbayern 
100.300 €/ha).

Darüber hinaus ist eine signifikante Korrelation zwi- 
schen der Ertragskraft und dem Grundstückswert erkenn-
bar. Die Ertragskraft bzw. der landwirtschaftliche Nut-
zungswert eines Grundstücks kommt in der Ertragsmess-
zahl (EMZ) der Bodenschätzung der Finanzverwaltung 
nach dem Gesetz zur Schätzung des landwirtschaftlichen 
Kulturbodens (Bodenschätzungsgesetz – BodSchätzG vom 
20.12.2007, BGBl. I, Nr. 69, S. 3159, 3176) zum Ausdruck. 
Die EMZ ergibt sich aus den einzelnen Flächenabschnit-
ten des Grundstücks einheitlicher Qualität, indem für je-
den Flächenabschnitt das Produkt aus Acker- (AZ) bzw. 
Grünlandzahl (GZ) und der Flächengröße in Ar (100 m2) 
gebildet wird und diese Produkte aufsummiert werden. 
Die AZ bzw. GZ gibt dabei den relativen Nutzungswert 
unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse (insb. 
Hängigkeit und Kleinklima) im Vergleich zu den besten 
Ackerflächen in Deutschland (tiefgründige Lössböden in 
der Magdeburger Börde, ebenes Gelände ohne kleinklima-
tische Besonderheiten) wieder, die mit AZ = 100 bewertet 
sind und einen landwirtschaftlichen Nutzungswert von 
100 EMZ/a haben. Für jeden Verkaufsfall kann somit die 
durchschnittliche EMZ/a des Grundstücks nach der An-
gabe der EMZ und Flächengröße im Liegenschaftskataster 
einfach berechnet und dem Preis (€/ha) gegenübergestellt 
werden. Hieraus ergibt sich für das Jahr 2020 die in Tab. 1 
dargestellte durchschnittliche Beziehung zwischen dem 
landwirtschaftlichen Nutzungswert (EMZ/a) und dem 
marktorientierten Verkehrswert (€/ha).

Die eindeutige Korrelation zwischen dem landwirt-
schaftlichen Nutzungs- und monetären Grundstückswert 
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(Verkehrswert) belegt, dass es wenig sinnvoll ist, den Wert 
von Windenergieflächen als begünstigtes Agrarland durch 
ein Mehrfaches des reinen Agrarlandwertes anzugeben.

Die erste Novellierung des Wertermittlungsrechts im 
Jahr 2010 hat die Unterscheidung zwischen reinem und 
begünstigtem Agrarland in §  4 Abs.  1 WertV 1988 nicht 
übernommen. §  5 Abs.  1 ImmoWertV 2010 spricht nur 
noch von Agrarland als »Flächen, die, ohne Bauerwar-
tungsland, Rohbauland oder baureifes Land zu sein, land- 
oder forstwirtschaftlich nutzbar sind«. In der Begründung 
(BR-Drs. 171/10 vom 26.03.2010, S.  40) wird hierzu u. a. 
aufgeführt, dass damit Abgrenzungsschwierigkeiten zum 
Bauerwartungsland beseitigt werden, weil das bisherige 
besondere (begünstigte) Agrarland gerade keine erste Ent-
wicklungsstufe zum werdenden Bauland darstellt, was aber 
fälschlicherweise vielfach so verstanden und in der Wert-
ermittlung dann entsprechend gehandhabt wurde.

Wie Kleiber (2018, § 5, Rd.-Nr. 24) darlegt, wird in der 
Begründung (BR-Drs. 171/10, S.  37 ff.) gleichwohl die 
Existenz eines dualen Marktes für Agrarland unterstellt, 
indem ausgeführt wird, dass nach der neuen Regelung des 
§ 4 Abs. 3 ImmoWertV 2010 eine differenzierte Behand-
lung der durch § 5 ImmoWertV 2010 vorgegebenen Ent-
wicklungszustände (Agrarland, Bauerwartungsland, Roh-
bauland und baureifes Land) zu erfolgen hat. Denn nach 
§  4 Abs.  3 ImmoWertV 2010 sind bei der Grundstücks-
wertermittlung ergänzend zum jeweiligen Entwicklungs-
zustand insbesondere die in der Norm explizit genannten 
besonderen Grundstücksmerkmale zu berücksichtigen, 
um eine weitere Qualifizierung vorzunehmen. Diese Vor-
gabe führte letztlich dazu, dass beim Agrarland nach § 5 
Abs. 1 ImmoWertV 2010 wie bisher entsprechend der alten 
Rechtslage nach § 4 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 WertV 1988 zwi-
schen reinem Agrarland und begünstigtem Agrarland zu 
differenzieren war (Dippold 2012b).

Auch in der Rechtsprechung zum FlurbG der 2010er 
Jahre kommt diese Rechtsauffassung deutlich zum Aus-
druck (insb. OVG Koblenz 2010 und 2014, OVG Lüneburg 
2015, OVG Münster 2014, VGH B-W 2017 und 2018). Die 
Flurbereinigungsgerichte setzen damit die grundlegende 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 
vom 04.02.1991 zur Bewertung von begünstigtem Agrar-
land in Verfahren nach den FlurbG nahtlos fort, indem 

statt auf § 4 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 WertV 1988 (statt vieler 
OVG Greifswald 2009) nunmehr auf §  5 Abs.  1 und §  4 
Abs. 3 ImmoWertV 2010 Bezug genommen wird.

Bezüglich der Windenergieflächen führt § 4 Abs. 3 Im-
moWertV 2010 auf: »Neben dem Entwicklungszustand (§ 5 
ImmoWertV 2010) ist bei der Wertermittlung insbesondere 
zu berücksichtigen, ob am Qualitätsstichtag 1. eine anderwei-
tige Nutzung von Flächen absehbar ist, [… und …] 5. Flächen 
für bauliche Anlagen zur […] Nutzung von Erneuerbaren 
Energien bestimmt sind.« Nach diesen Vorgaben konnten 
Windenergieflächen auch nach der ImmoWertV 2010 wei-
terhin als begünstigtes Agrarland qualifiziert und bewertet 
werden. Indessen hat der VGH B-W im 5. Leitsatz seines 
Urteils vom 23.06.2017 kritisch angemerkt, dass eine diffe-
renzierte Behandlung von Agrarland entsprechend seiner 
Wertigkeit als besondere Flächen der Land- und Forstwirt-
schaft wohl nicht die Regel sei, sondern nur zulässig bleibt, 
und damit angedeutet, dass auch eine andere Methodik der 
Wertermittlung geboten sein kann. Diesbezüglich vertritt 
die Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Nachhaltige Land-
entwicklung in ihren »Empfehlungen zum Umgang mit 
Windenergieanlagen in der Bodenordnung nach dem Flur-
bereinigungsgesetz« schon 2013 die Auffassung, dass bei der 
Bewertung von Windenergieflächen besondere objektspe-
zifische Grundstücksmerkmale zum Tragen kommen soll-
ten (Arge Landentwicklung 2013, S. 15).

Die zweite Novellierung des Wertermittlungsrechts im 
Jahr 2021 durch die neue Immobilienwertermittlungsver-
ordnung vom 14.07.2021 hat die mit der ImmoWertV 2010 
eingeführte einheitliche Definition des Agrarlandes in § 3 
Abs. 1 ImmoWertV wörtlich übernommen. Die Vorschrif-
ten über die Berücksichtigung einer besonderen Zustands-
qualifizierung in § 4 Abs. 3 ImmoWertV 2010 wurde jedoch 
gänzlich fallen gelassen. Kleiber (2018, § 4, Rd.-Nrn. 21 f.) 
führt hierzu aus, dass es sich bei den ergänzenden Hin-
weisen in § 4 Abs. 3 ImmoWertV 2010, die mit der Novel-
lierung des Wertermittlungsrechts im Jahr 2010 erstmals 
eingeführt worden waren, um eine missglückte Vorschrift 
handelt, weil der Inhalt anderen Wertermittlungsaspekten 
zuzuordnen sei. Insofern ist es nur konsequent, dass die 
Regelungen bei der zweiten Novelle des Wertermittlungs-
rechts nicht übernommen wurden. Denn zum Großteil 
handelt es sich bei den besagten Grundstücksmerkmalen 
um besondere objektspezifische Grundstücksmerkmale, 
die jetzt nach § 8 Abs. 3 ImmoWertV »insbesondere durch 
marktübliche Zu- oder Abschläge« zu berücksichtigen sind. 

Dies gilt selbstverständlich auch für Windenergieflä-
chen. Es ist damit keine Bewertung als sog. begünstigtes 
Agrarland mehr vorzunehmen, sondern zweistufig vorzu-
gehen, indem zuerst der (reine) Agrarlandwert entspre-
chend §  3 Abs.  1 ImmoWertV bestimmt wird und dann 
durch einen Zuschlag die zukünftige oder schon vorhande-
ne zusätzliche Nutzung zur Windenergieerzeugung als be-
sonderes objektspezifisches Grundstücksmerkmal gemäß 
§ 8 Abs. 3 ImmoWertV zum Tragen kommt. Im Einzelnen 
ist wie folgt vorzugehen.

Tab. 1: Zusammenhang zwischen dem landwirtschaftlichen 
Nutzungswert und dem Verkehrswert am Beispiel Bayerns im 
Jahr 2020 (Daten nach Dreier 2021)

Landwirtschaftlicher 
Nutzungswert

Monetärer Grundstückswert 
(Verkehrswert)

  < 30 EMZ/a 31.805 €/ha

30–40 EMZ/a 42.193 €/ha

40–50 EMZ/a 66.464 €/ha

50–60 EMZ/a 87.353 €/ha

  > 60 EMZ/a 94.670 €/ha
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3 bewertung von Windenergieflächen 
nach der neuen immoWertV

Entsprechend den Vorgaben der neuen ImmoWertV 
ist als Bodenwert eines landwirtschaftlichen Grundstücks 
in einer Windenergiefläche der marktübliche (reine) Ag-
rarlandwert für Acker-, Grünland oder Sonderkulturen 
anzunehmen. Hinzu kommt dann als besonderes objekt-
spezifisches Grundstücksmerkmal ein Zuschlag für die zu-
sätzliche Windenergienutzung. Die versiegelten Standort-
flächen (Fundamente der WEA, Transformatorenhäuser, 
Kranaufstellplätze und befestigte Zuwegungen) können 
nicht mehr landwirtschaftlich genutzt werden und sind in-
folge der baulichen Inanspruchnahme sachlogischerweise 
als Bauland zu bewerten. Hieraus ergibt sich folgende Fall-
unterscheidung für die Grundstückswerte in Windenergie-
gebieten.

3.1 grundstückswerte in Windenergiegebieten 
mit noch unbestimmten Standortflächen

Sofern die Projektierung des Windparks noch nicht abge-
schlossen ist und daher keine belastbaren Informationen 
über die Standorte der einzelnen WEA vorliegen, handelt 
es sich bei allen Grundstücken im Windenergiegebiet um 
Agrarland gemäß § 3 Abs. 1 ImmoWertV mit einer sicher 
zu erwartenden zukünftigen Windenergienutzung als be-
sonderes objektspezifisches Grundstücksmerkmal. Um 
dies zu berücksichtigen, müssen die zu erwartenden Nut-
zungsentgelte sowie die Wartezeit bis zur Errichtung der 
Windenergieanlagen, Inbetriebnahme des Windparks und 
Beginn der Nutzungsentgeltzahlungen nach Erfahrungs-
werten sachverständig abgeschätzt werden. Ferner ist ein 
marktübliches Verteilungsmodell zwischen Grundstücks-
eigentümern und landwirtschaftlichen Pächtern anzuneh-
men, denn nur die zu erwartenden zukünftigen Einnah-
men der Grundeigentümer wirken für die Grundstücke 
werterhöhend.

Da eine Differenzierung des Windenergiegebietes in 
Standort- und Abstandsflächen noch nicht möglich ist, 
muss zur Barwertbildung eine gleichmäßige Verteilung der 
zu erwartenden Nutzungsentgelte auf die einzelnen Grund-
stücke des Windenergiegebietes entsprechend der Flächen-
größe angesetzt werden. Um die zu erwartende Nachnut-
zung im Rahmen eines Repowerings zu berücksichtigen, 
ist die Kapitalisierung als ewiger Ertrag (»Kapital = Zins-
ertrag/Zinssatz«) vorzunehmen. Die mit der Wartezeit vor-
genommene Diskontierung ergibt dann den Zuschlag als 
besonderes objektspezifisches Grundstücksmerkmal nach 
§ 8 Abs. 3 ImmoWertV zum Agrarlandwert für die sich ab-
zeichnende zukünftige Windenergienutzung.

3.2 grundstückswerte in Windenergiegebieten 
mit bereits festgelegten Standortflächen

§ 3 ImmoWertV unterscheidet in Bezug auf den Entwick-
lungszustand neben dem Agrarland (Abs. 1) und sonstigen 
Flächen (Abs. 5) in Bezug auf das Bauland die drei Stufen 
Bauerwartungsland (Abs.  2), Rohbauland (Abs.  3) und 
baureifes Land (Abs. 4).

Sobald die Windenergieanlagen im Windpark projek-
tiert sind, also die Standorte der einzelnen WEA sicher 
feststehen, liegt auch das auf die einzelnen Grundstücke 
als Umlage- und Standortfläche entfallende Nutzungsent-
gelt entsprechend den Vereinbarungen des Betreibers mit 
den Grundstückseigentümern und landwirtschaftlichen 
Pächtern fest. Für den Grundstückswert ist nur die Entgelt-
zahlung an den jeweiligen Grundstückseigentümer maß-
geblich, wobei davon auszugehen ist, dass die landwirt-
schaftlichen Pachtverträge bezüglich der Standortflächen 
bei Pachtverhältnissen auf unbestimmte Zeit zum Ende des 
übernächsten Pachtjahres gekündigt (§ 594a Abs. 1 Satz 1 
BGB) und bei Zeitpachtverträgen nicht verlängert werden 
(§ 594 Satz 1 BGB), sodass den Grundstückseigentümern 
dann anstelle von 85 % das volle Nutzungsentgelt zukommt.

Die Standortflächen sind Bauland. Sofern das immis-
sionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren (hierzu 
ausführlich Scheidler 2023, S.  83 ff.) noch nicht abge-
schlossen ist, handelt es sich um Bauerwartungsland. Denn 
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Abb. 2: Windenergieanlagen und deren versiegelte Standort-
flächen
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die Standortflächen stellen dann Flächen dar, »die nach 
ihren weiteren Grundstücksmerkmalen eine bauliche Nut-
zung aufgrund konkreter Tatsachen […] mit hinreichender 
Sicherheit erwarten lassen« (§ 3 Abs. 2 ImmoWertV). Beim 
Bauerwartungsland muss die Wartezeit bis zum baureifen 
Land abgeschätzt werden. Sein Wert ergibt sich dann durch 
Diskontierung des Grundstückswerts des baureifen Landes 
mit eben dieser Wartezeit.

Sobald das Genehmigungsverfahren abgeschlossen ist, 
liegt baureifes Land vor, als »Flächen, die nach öffentlich-
rechtlichen Vorschriften und nach den tatsächlichen Gege-
benheiten baulich nutzbar sind« (§ 3 Abs. 4 ImmoWertV). 
Denn es spielt keine Rolle, auf welcher privatrechtlichen 
Grundlage die bauliche Nutzung realisiert werden kann 
(Eigentum, Erbbaurecht, Überlassungs- oder Nutzungs-
vertrag), sondern nur, ob sie öffentlich-rechtlich zulässig 
und nach den tatsächlichen Gegebenheiten möglich ist. 
Der Grundstückswert ergibt sich als Ertragswert in Form 
des Barwerts der Nutzungsentgeltzahlungen an die jewei-
ligen Grundstückseigentümer. Sofern noch eine Wartezeit 
von der Genehmigung bis zur Errichtung der WEA, Inbe-
triebnahme des Windparks und Beginn der Nutzungsent-
geltzahlungen vorhanden ist, muss sie durch entsprechen-
de Diskontierung des Barwerts berücksichtigt werden.

Nach dem Ende der Standzeit von 20  Jahren sind die 
Windkraftanlagen vom Betreiber abzubauen und die 
Standortflächen zu rekultivieren, sodass sie wieder als Ag-
rarland zur Verfügung stehen. Daher ist zum Ertragswert 
noch der mit der Wartezeit bis zur Errichtung der WEA 
und der Standzeit des Windparks diskontierte Agrarland-
wert hinzurechnen.

Die Abstandsflächen sind Agrarland gemäß § 3 Abs. 1 
ImmoWertV. Ihr Wert ergibt sich aus dem Agrarlandwert 
zuzüglich eines Zuschlags für die Windenergienutzung 
als besonderes objektspezifisches Grundstücksmerkmal 
nach §  8 Abs.  3 ImmoWertV in Form des Barwerts der 
Nutzungsentgeltzahlungen an die jeweiligen Grundstücks-
eigentümer. Auch bei der Berechnung des Zuschlags muss 
eine Wartezeit bis zur immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung, Errichtung der WEA, Inbetriebnahme des 
Windparks und Beginn der Nutzungsentgeltzahlungen 
durch Diskontierung des Barwerts berücksichtigt werden.

Repowering: Ferner ist mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass nach Ende der 
Standzeit des jetzigen Windparks das Windenergiegebiet 
auch weiterhin genutzt werden wird, was ein besonderes 
objektspezifisches Grundstücksmerkmal i. S. v. §  8 Abs.  3 
ImmoWertV darstellt. Aufgrund des technischen Fort-
schritts ist zu erwarten, dass dann weniger, aber größere 
und leistungsfähigere Windenergieanlagen aufgestellt wer-
den. Für diese stattfindende Nachnutzung muss das insge-
samt zu erwartende Nutzungsentgelt an die Grundstücks-
eigentümer abgeschätzt, als ewiger Ertrag kapitalisiert und 
anschließend mit der Wartezeit bis zur Realisierung der 
Nachnutzung diskontiert werden, um in Form einer flä-
chenmäßig gleichen Verteilung den Zuschlag zum jeweili-
gen Grundstückswert zu erhalten.

4 grundlagen der Wertermittlung 
in der Flurbereinigung

Die §§ 27 bis 33 FlurbG regeln die Wertermittlung als eige-
nen Abschnitt des gestuften Verwaltungsverfahrens der 
Flurbereinigung (hierzu ausführlich Arge Flurb 1982, Völ-
kel 2002). Sie wird in der Regel zu Beginn des Verfahrens 
durchgeführt und schließt mit dem Feststellungsbeschluss 
nach § 32 FlurbG ab. Der Zuteilung können damit die be-
standskräftigen Wertermittlungsergebnisse zugrunde ge-
legt werden.

Die Vorschriften unterscheiden zwischen den materiell-
rechtlichen Vorgaben für die Wertermittlung (§§  27–30 
FlurbG) sowie den formellen Regelungen für die Vornahme 
der Wertermittlung durch Sachverständige unter Leitung 
der Flurbereinigungsbehörde (§ 31 FlurbG) und ein beson-
deres Feststellungsverfahren (§  32 FlurbG). Gemäß dem 
Vorbehalt in § 33 FlurbG können die Länder das formelle 
Verfahren (Vornahme der Wertermittlung sowie Bekannt-
gabe und Feststellung der Wertermittlungsergebnisse) ab-
weichend regeln. Hiervon haben neben Bayern (Art. 8–10 
AGFlurbG) bisher nur Brandenburg (§§ 7 und 8 BbgLEG) 
und Sachsen (§§ 5–7 AGFlurbG) Gebrauch gemacht. Die 
Wertermittlung und die Feststellung ihrer Ergebnisse ob-
liegen in den drei Ländern dem durch Sachverständige ver-
stärkten Vorstand der Teilnehmergemeinschaft. Für Bay-
ern kann bezüglich der formellen Vorgaben insbesondere 
auf die eingehende Erläuterung von Linke und Mayr (2012, 
S. 43–49) verwiesen werden.

Im Rahmen der Wertermittlung von Windenergieflä-
chen interessieren nur die Vorschriften der §§  27 bis 29 
FlurbG, die grundsätzliche inhaltliche Vorgaben über die 
Wertermittlung der Grundstücke im Flurbereinigungsge-
biet treffen und vom Ländervorbehalt nach §  33 FlurbG 
nicht berührt werden. Auch ist §  30 FlurbG, wonach für 
die Größe der Grundstücke in der Regel die Eintragung im 
Liegenschaftskataster maßgebend ist, hier nicht weiter von 
Bedeutung.

4.1 Zweck, gegenstand und grundsätzliche 
Methodik nach § 27 Flurbg

Hauptsächlicher Zweck der Wertermittlung ist gemäß § 27 
Satz 1 Halbsatz 1 die Bemessung der wertgleichen Landab-
findung aller Teilnehmer (§ 44 Abs. 1 FlurbG) einschließ-
lich der Geldausgleiche für unvermeidbare Mehr- oder 
Minderausweisungen von Land (§ 44 Abs. 3 Satz 2 FlurbG). 
Darüber hinaus werden die Ergebnisse der Wertermittlung 
zur Berechnung der Landabzüge (nach dem Wert der al-
ten Grundstücke, vgl. § 47 FlurbG) und Geldbeiträge (nach 
dem Wert der neuen Grundstücke, vgl. § 19 FlurbG) be-
nötigt und sind Basis der sog. Aufbonitierung, d. h. der 
Nachbewertung der im Flurbereinigungsverfahren verbes-
serten und dadurch im Wert wesentlich erhöhten Flächen. 
Ferner liefert die Wertermittlung eine Grundlage zur Be-
urteilung der Angemessenheit der Geldabfindungen bei  
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Landabfindungsverzichten (§ 54 Abs. 1 FlurbG) und wird 
zur Wahrung der Rechte Dritter benötigt (siehe hierzu 
im Einzelnen § 49 Abs. 1, § 68 Abs. 2 f. und § 76 Abs. 1 
FlurbG).

Wie aus den Vorgaben zur Bemessung der mindestens 
wertgleichen Landabfindung in § 44 Abs. 1 FlurbG hervor-
geht, tauscht die Flurbereinigung Grundstücke nicht nach 
der Fläche, sondern nach dem Wert aus. Daher ist nach § 27 
Satz 1 Halbsatz 2 FlurbG grundsätzlich der Wert aller alten 
Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet zu ermitteln. Nur 
wenn ausnahmsweise eindeutig feststeht, dass der Flur-
bereinigungsplan einzelne Grundstücke in ihren Grenzen 
weder verändern noch einem anderen Beteiligten zuteilen 
und auch vom Geldbeitrag und Landabzug befreien wird 
(§ 19 Abs. 3 FlurbG bzw. § 47 Abs. 3 FlurbG), brauchen sie 
nicht bewertet zu werden (Wingerter und Mayr 2018, § 27, 
Rd.-Nr. 3). Da diese Voraussetzungen zu Beginn der Wert-
ermittlung selten sicher feststehen, erfolgt sie in der Regel 
flächendeckend für das gesamte Verfahrensgebiet.

§ 27 Satz 2 FlurbG gibt die grundsätzliche Wertermitt-
lungsmethodik vor: »Die Wertermittlung hat in der Weise 
zu erfolgen, dass der Wert der Grundstücke eines Teilneh-
mers im Verhältnis zu dem Wert aller Grundstücke des Flur-
bereinigungsgebietes zu bestimmen ist.« Hierzu führt das 
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) im Beschluss vom 
03.12.1982 aus, dass dies nicht bedeutet, dass der Wert des 
einzelnen Grundstücks in ein Verhältnis zum Gesamtwert 
aller Grundstücke des Verfahrens zu bringen ist. Denn das 
Wort »aller« wird in der Formulierung als unbestimm-
tes Zahlwort verwendet und soll eine bestimmte Menge 
bezeichnen, und zwar die Grundstücke des Flurbereini-
gungsgebietes. Mit dieser Klarstellung wird deutlich, dass 
die Norm zum Ausdruck bringen soll, dass der Wert des 
Grundstücks eines Teilnehmers nicht als absoluter Wert, 
sondern als relativer Wert im Verhältnis zu den Werten al-
ler anderen Grundstücke zu ermitteln ist.

Es ist also für jedes Grundstück ein Wertverhältnis zu 
dem Wert eines jeden anderen Grundstücks herzustellen. 
Dies geschieht, indem zunächst die im Verfahrensgebiet 
vorhandenen Grundstücksqualitäten (sog. Wertklas-
sen) ermittelt und ihnen relative Wertzahlen zugeordnet 
werden, die die Qualitäten zueinander in ein Verhältnis 
setzen. Für jedes Grundstück sind dann die Flächenab-
schnitte einheitlicher Qualität voneinander abzugrenzen, 
für die so ermittelten Flächenabschnitte die Produkte aus 
Wertzahl und Flächengröße zu bilden und diese Produkte 
schließlich aufzusummieren. Die Summe stellt damit das 
nach § 27 Satz 2 FlurbG zu bestimmende Wertverhältnis 
des Grundstücks dar (BVerwG 1982). Gemäß § 44 Abs. 1 
Satz 1 FlurbG ergibt sich der rechnerische Abfindungsan-
spruch für das Grundstück durch Abzug des Landbeitrags. 
Da nach §  44 Abs.  1 Satz  2 FlurbG die Wertverhältnisse 
der neuen Grundstücke in gleicher Weise wie bei den al-
ten Grundstücken unter Zugrundelegung der Wertermitt-
lung zu bestimmen sind, ist bei der Zuteilung automatisch 
gewährleistet, dass ein Weniger an Grundstücksqualität 
(=  geringere Wertzahlen) durch ein Mehr an Fläche und 

umgekehrt ein Mehr an Grundstücksqualität (=  höhere 
Wertzahlen) durch ein Weniger an Flächen ausgeglichen 
wird. Der hiermit beschriebene Vorgang stellt die Bemes-
sung der mindestens wertgleichen Landabfindung nach 
§ 44 Abs. 1 Satz 1 und 2 FlurbG dar.

4.2 Differenzierung der Wertermittlungsmethodik 
für landwirtschaftlich genutzte grundstücke, für 
bauflächen und bauland sowie für wesentliche 
bestandteile und grundstücksbezogene rechte

Die grundsätzliche Methodik der Wertermittlung nach 
§  27 Satz  2 FlurbG wird für landwirtschaftlich genutzte 
Grundstück in § 28 Abs. 1 FlurbG sowie für Bauflächen, 
Bauland und bauliche Anlagen in § 29 Abs. 1 und 2 FlurbG 
näher geregelt.

Für landwirtschaftlich genutzte Grundstücke ist das 
Wertverhältnis in der Regel gemäß §  28 Abs.  1 FlurbG 
nach dem Nutzen zu ermitteln, den sie bei gemeinübli-
cher ordnungsgemäßer Bewirtschaftung jedem Besitzer 
nachhaltig gewähren können. Hierbei sind grundsätzlich 
die Ergebnisse der Bodenschätzung der Finanzverwaltung 
nach dem BodSchätzG zugrunde zu legen. Maßgeblich ist 
also der objektive Wert, den das jeweilige Grundstück für 
jedermann hat, der es im Flurbereinigungsgebiet ortsüb-
lich bewirtschaftet.

Wie das OVG Koblenz im Urteil von 10.04.2019 unter 
Bezugnahme auf Wingerter und Mayr (2018, §  28, Rd.-
Nr.  11) darlegt, ergeben sich die für den Nutzungswert 
maßgeblichen Ertragsbedingungen zunächst aus dem Bo-
den, aber auch aus der örtlichen Lage (z. B. Hängigkeit oder 
Waldrandlage) und anderen dauernden Beschränkungen 
der Nutzbarkeit. Es sind im Rahmen der Wertermittlung 
jedoch nur die in der Bodenfläche selbst begründeten Er-
tragsbedingungen zu berücksichtigen, d. h. diejenigen, die 
sich für jeden Besitzer ergeben, nicht aber diejenigen, die 
sich aus der individuellen Bewirtschaftung ergeben kön-
nen (BVerwG 1962, 1970). Daher bleiben auch Erschlie-
ßung, Form und Größe der Grundstücke unberücksichtigt 
(BayVGH 1972).

Nach § 28 Abs. 2 FlurbG sind wesentliche Bestandteile 
eines Grundstücks, die seinen Wert dauernd beeinflus-
sen, und Rechte nach §  49 Abs.  3 FlurbG, soweit erfor-
derlich, in ihrem Wert besonders zu ermitteln. Die wesent-
lichen Bestandteile sind dabei im Sinne des bürgerlichen 
Rechts (§§  93 ff. BGB) zu verstehen (BayVGH 2007 mit 
weiteren Rechtsprechungsnachweisen). Unter § 28 Abs. 2 
FlurbG fallen jedoch nur solche Grundstücksbestandteile, 
die nicht schon mit dem nach § 28 Abs. 1 FlurbG bestimm-
ten Bodenwert erfasst sind – wie zum Beispiel Dränagen 
(BVerwG 1962) – und die einen besonderen Vermögens-
wert darstellen – wie etwa Flurgehölze, grundeigene Bo-
denschätze und vor allem Gebäude und bauliche Anlagen 
(BayVGH 2007). Die Werte der Bestandteile und Rechte 
sind »besonders«, also getrennt vom Bodenwert, zu be-
stimmen und nachzuweisen und dies auch nur, soweit die 
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Bodenordnung es erfordert, insbesondere bei Zuteilung an 
einen anderen Eigentümer, Beseitigung oder Aufhebung. 
Dies bedeutet zugleich, dass die Werte nicht mit in die 
Bemessung der wertgleichen Landabfindung (§ 44 Abs. 1 
FlurbG) eingehen sowie abzugs- (§ 47 FlurbG) und kosten-
frei (§ 19 FlurbG) sind.

Für Bauflächen und Bauland sowie für bauliche An-
lagen hat die Wertermittlung gemäß §  29 Abs.  1 FlurbG 
auf der Grundlage des Verkehrswertes zu erfolgen, wobei 
in § 29 Abs. 2 FlurbG definiert wird, was unter dem Ver-
kehrswert zu verstehen ist. Da diese Definition inhaltlich 
mit der Legaldefinition des Verkehrs- bzw. Marktwertes 
nach §  194 BauGB übereinstimmt (Wingerter und Mayr 
2018, § 29, Rd.-Nr. 20), ist die Bewertung somit nach der 
ImmoWertV vorzunehmen.

Für bebaute Grundstücke gibt § 29 Abs. 3 FlurbG weiter 
vor, dass der Verkehrswert des Bodenanteils und der Ver-
kehrswert der Bauteile getrennt zu ermitteln und geson-
dert anzugeben ist; für die baulichen Anlagen gemäß § 29 
Abs.  4 FlurbG jedoch nur, wenn sie einem neuen Eigen-
tümer zugeteilt werden. Da die in § 29 Abs. 3 und 4 FlurbG 
gebrauchten Begriffe »Bauteile« und »bauliche Anlagen« 
synonym sind und für gebaute wesentliche Bestandtei-
le der Grundstücke stehen, deckt sich die für Bauflächen 
und Bauland getroffene Bestimmung in § 29 Abs. 3 und 4 
FlurbG mit der für landwirtschaftlich genutzte Grundstü-
cke geltenden Norm des § 28 Abs. 2 FlurbG. Wingerter und 
Mayr (2018, § 29, Rd.-Nrn. 40 f.) sprechen daher bezüglich 
§  28 Abs.  2 und §  29 Abs.  3 f. FlurbG von Parallelfällen, 
die denselben Zweck verfolgen, nämlich die gesonderte 
Abfindung für Baulichkeiten bei einem Eigentumswechsel 
oder Abriss entsprechend § 50 Abs. 4 FlurbG (siehe hierzu 
Kap. 5.4.1).

Die Wertverhältnisse sind zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Feststellung der Ergebnisse der Wert-
ermittlung (§ 32 Satz 2 FlurbG) zu erfassen (BVerwG 1971, 
BayVGH 2014 und 2017). Für die landwirtschaftlichen 
Grundstücke ist dies unkritisch, weil der relative landwirt-
schaftliche Nutzungswert kaum zeitlichen Veränderungen 
unterliegt. Auch für Bauflächen und Bauland ist der Wert-
ermittlungsstichtag der Zeitpunkt, zu dem die Bewertung 
festgestellt wird (VGH B-W 2016). Daher ist eventuell eine 
Nachbewertung und erneute Feststellung der geänderten 
Ergebnisse der Wertermittlung notwendig, wenn sich die 
allgemeinen Wertverhältnisse im Flurbereinigungsgebiet 
ändern oder wenn neues Bauland entwickelt wird (BVerwG 
2017, OVG Lüneburg 2016). Dies gilt insbesondere auch 
für die Standortflächen von Windenergieanlagen, die mit 
der Projektierung durch den Windparkbetreiber Bau-
erwartungsland (§ 3 Abs. 2 ImmoWertV) werden, welches 
mit der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur 
Errichtung der WEA dann zu baureifem Land (§ 3 Abs. 4 
ImmoWertV) wird. Denn Stichtag für die Bemessung der 
wertgleichen Landabfindung ist gemäß § 44 Abs. 1 FlurbG 
der Eintritt des neuen Rechtszustandes entsprechend der 
(vorzeitigen) Ausführungsanordnung bzw. vorlaufend der 
Zeitpunkt der vorläufigen Besitzeinweisung. Uneinge-

schränkt erfordern daher Wertsteigerungen, die auf frem-
den Planungen beruhen, eine Nachbewertung (BVerwG 
1975, OVG Lüneburg 1974). Die Baulandeigenschaft eines 
Grundstücks ist im Wertermittlungsverfahren festzustellen 
und die Plangestaltung im Flurbereinigungsverfahren dar-
an gebunden (BayVGH 1981, LS).

5 Windenergieflächen mit bereits festgelegten 
Standortflächen in Flurbereinigungsverfahren

Zur Einordnung und Behandlung von Windenergieflächen 
in Flurbereinigungsverfahren gibt es bisher keine unmittel-
bar einschlägige Rechtsprechung (vgl. Arge Landentwick-
lung 2022). Im Urteil des OVG Koblenz vom 10.04.2019 
wird lediglich ausgeführt, dass bei einer zulässigen Wind-
kraftnutzung »dieser Umstand im Rahmen der wertgleichen 
Abfindung berücksichtigt werden müsste«. Wie dies zu ge-
schehen hat, ist dem Urteil jedoch nicht zu entnehmen, 
weil im Flurbereinigungsverfahren des Rechtsstreits zum 
Zeitpunkt der Entscheidung eine Windenergienutzung 
nicht zulässig war. Die Entscheidung hat vor allem für die 
zunehmend wichtiger werdende Berücksichtigung ökolo-
gisch bewirtschafteter Flächen in der ländlichen Boden-
ordnung grundsätzliche Bedeutung (hierzu ausführlich 
Thiemann 2019).

Gleichwohl setzt sich die Literatur mit dem Thema aus-
einander. Richtungsweisend sind die Analyse von Uthoff 
(2012) für Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungsgebiete 
nach § 7 Abs. 3 ROG und die »Empfehlungen zum Umgang 
mit Windenergieanlagen in der Bodenordnung nach dem 
Flurbereinigungsgesetz« der Arge Landentwicklung (2013), 
wobei Letztere in wesentlichen Teilen auf Peter (2012) zu-
rückgreift. Ferner geben Lorig et al. (2014) eine zusammen-
fassende Darstellung der genannten Quellen. Die Autoren 
sehen in den Windenergieflächen übereinstimmend land-
wirtschaftliche Grundstücke, die entsprechend § 28 Abs. 1 
FlurbG nach ihrem agrarischen Nutzungswert zu bewerten 
sind, weil es sich um Agrarland i. S. v. § 3 Abs. 1 ImmoWertV 
handelt. Diese Rechtsauffassung ist jedoch zu undifferen-
ziert und berücksichtigt nicht, dass in einem Windpark die 
Standortflächen bebaut sind und somit Bauland darstellen 
(so schon OLG Nürnberg 1967, BVerwG 1968). In der nä-
heren Betrachtung muss deshalb zwischen Windenergie- 
gebieten mit bereits festgelegten und solchen mit noch un-
bestimmten Standortflächen unterschieden werden.

5.1 Anpassung der Nutzungsentgeltzahlungen an die 
Veränderung der grundstücksflächen im Windpark

Der Betreiber des Windparks ist in der Flurbereinigung 
Nebenbeteiligter nach § 10 Nr. 2 Buchstabe d) FlurbG als 
»Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet 
gehörenden Grundstücken oder von Rechten an solchen 
Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder 
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zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Be-
nutzung solcher Grundstücke beschränken« (Wingerter 
und Mayr 2018, § 10, Rd.-Nr. 21). § 49 FlurbG greift diese 
grundstücksbezogenen Rechte mit Ausnahme der Grund-
pfand- und Pachtrechte auf, wobei die in § 49 Abs. 1 Satz 1 
FlurbG normierte Befugnis zur vollständigen Aufhebung 
auch die weniger schwerwiegende teilweise Aufhebung 
bzw. Einschränkung oder die nur bloße Änderung um-
fasst (HessVGH 1965, Wingerter und Mayr 2018, §  49, 
Rd.-Nr. 1).

Für Pachtverhältnisse gelten die Sonderregelungen der 
§§ 70, 71 und 73 FlurbG. Der Begriff der Pacht bestimmt 
sich nach §§ 585 ff. BGB für die Landpacht (Wingerter und 
Mayr 2018, § 70, Rd.-Nr. 1), sodass andere Nutzungsrechte 
nicht unter §§ 70, 71 und 73 FlurbG, sondern unter § 49 
FlurbG fallen (HessVGH 1966, BVerwG 1969). Dies gilt 
insbesondere auch für Nutzungsrechte zur Windenergie-
erzeugung, die als Grundstücksmietvertrag bzw. als Unter-
vermietung eines Pachtverhältnisses einzustufen sind 
(OLG Dresden 2021 mit weiteren Rechtsprechungsnach-
weisen). Der HessVGH stellt im Urteil vom 10.03.1966 ex-
plizit fest, »dass zu den persönlichen Rechten im Sinne des 
§ 49 Abs. 1 Satz 1 FlurbG auch Rechte wie z. B. Miete und 
Leihe gehören, da auch diese Rechte zum Besitz oder zur 
Nutzung eines Grundstückes berechtigen oder die Benutzung 
eines Grundstücks durch den Eigentümer beschränken«.

Gemäß dem in §  68 Abs.  1 Satz  1 FlurbG normierten 
Surrogationsprinzip gehen die Nutzungsrechte von den 
alten Grundstücken auf die Landabfindungen über. Da 
die Nutzungsentgelte in der Regel nach der Fläche ver-
einbart sind, hat die Flurbereinigungsbehörde im Flurbe-
reinigungsplan eine Anpassung vorzunehmen, wenn eine 
Landabfindung im Vergleich zum alten Grundstück flä-
chenmäßig größer oder kleiner ist, was bei den landwirt-
schaftlichen Grundstücken in den Abstandsflächen regel-
mäßig der Fall sein dürfte. Die Anpassung betrifft sowohl 
die Nutzungsentgeltzahlungen an die Grundstückseigen-
tümer als auch an die landwirtschaftlichen Pächter. Ins-
gesamt betrachtet treten im Umfang der Nutzungsbefug-
nis für den Windparkbetreiber keine Änderungen auf; es 
ändert sich nur die Höhe der Zahlungen an die einzelnen 
Grundstückseigentümer und landwirtschaftlichen Pächter 
aufgrund der neuen Grundstücksflächen.

Rechtsgrundlage für diese Anpassung ist §  37 Abs.  1 
Satz 4 FlurbG, wonach die rechtlichen Verhältnisse zu ord-
nen sind. Denn die Ermächtigung der Flurbereinigungs-
behörde im § 37 Abs. 1 Satz 4 FlurbG ist eine selbststän-
dige Handlungsnorm (Quadflieg 1989, §  37, Rd.-Nrn.  4, 
243), die sich nicht nur auf die Aufhebung, Veränderung 
und Begründung von Rechtsverhältnissen (insb. nach § 49 
FlurbG) erstreckt, sondern auch auf die Ordnung bereits 
bestehender Rechte (Steuer 1967, §  37, Nr.  14, Abs.  1). 
Die Flurbereinigungsbehörde kann von der ihr danach 
eingeräumten Befugnis insbesondere Gebrauch machen, 
wenn die angeordnete Regelung Abfindungszwecken dient 
(BVerwG 1985, mit Verweis auf weitere Rechtsprechungs-
nachweise), was im vorliegenden Fall eindeutig gegeben ist.

5.2 bewertung der Standortflächen

Sofern die Standorte der WEA feststehen und damit auch 
die Standortflächen festliegen, ist bekannt, welche Bereiche 
aus der landwirtschaftlichen Nutzung fallen. Diese Flächen 
werden durch die Maststandorte (Fundamente) und Trans-
formatorenhäuser sowie die Kranaufstellplätze und Zuwe-
gungen baulich genutzt. Die Flächen sind daher Bauerwar-
tungsland oder baureifes Land nach § 3 Abs. 2 und Abs. 4 
ImmoWertV.

Die bauliche Inanspruchnahme stellt nach der Grund-
satzentscheidung des BVerwG vom 14.02.1963 einen Um-
stand dar, der dem Grundstück selbst anhaftet und nicht 
mehr nur wertsteigend, sondern wertbegründend ist. Die 
Rechtsauffassung hat ihren Niederschlag seit der ersten 
Novelle des FlurbG 1976 in § 29 Abs. 1 FlurbG gefunden, 
wonach die Wertermittlung für Bauflächen und Bauland 
auf der Grundlage des Verkehrswertes zu erfolgen hat. 
In der Norm sind die Begriffe vom Gesetzgeber in An-
lehnung an die Terminologie der Bauleitplanung nach 
dem Bundesbaugesetz (BBauG vom 23.06.1960, BGBl.  I, 
Nr. 30, S. 341) gewählt worden (vgl. BT-Drs. 7/3020 vom 
23.12.1974, S. 24). Im Bericht und Antrag des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Änderung 
des FlurbG wird ausdrücklich klargestellt, dass der Begriff 
»Bauflächen« jedoch nicht nur die im Flächennutzungs-
plan zur Bebauung vorgesehenen Flächen umfasst, son-
dern auch das sog. Bauerwartungsland mit einschließt 
(BT-Drs. 7/4169 vom 17.10.1975, S. 5).

Hierauf Bezug nehmend stellt der BayVGH im Urteil 
vom 30.05.2017 klarstellend fest: »Einen besonderen Lage-
wert haben neben Baugrundstücken in der Regel auch solche 
Grundstücke, mit deren Bebauung bei der wahrscheinlichen 
baulichen Entwicklung erst in absehbarer Zeit zu rechnen 
ist (vgl. Wingerter und Mayr 2018, § 29, Rd.-Nr. 11). Dass 
ein Grundstück außerhalb der Bebauungsgrenzen oder eines 
durch einen Bauleitplan ausgewiesenen Gebiets liegt, schließt 
nicht immer aus, dass es in absehbarer Zeit Bauland werden 
kann und daher bereits einen entsprechenden Verkehrswert 
hat […]. Liegt ein Grundstück im Außenbereich im Sinne des 
§  35 BauGB, so ist es nur ausnahmsweise Bauland. Dazu 
muss aus besonderen Gründen eine greifbare Aussicht auf 
Zulassung der Bebauung mit einem bestimmten Vorhaben 
bestehen (BVerwG 1968).«

Diese Rechtsauffassung kann unmittelbar auf Wind-
energiegebiete übertragen werden. Sofern die Projektie-
rung des Windparks abgeschlossen ist, jedoch die immis-
sionsschutzrechtliche Genehmigung noch nicht vorliegt, 
handelt es sich bei den Standortflächen um Bauerwar-
tungsland. Nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens 
kann mit der Errichtung des Windparks begonnen wer-
den, sodass baureifes Land vorliegt. Die Ermittlung des 
Verkehrswertes hat daher wie im Kap.  3.2 dargestellt zu 
 erfolgen.
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5.3 Abfindungsgestaltung in den Standortflächen

Nach dem unmissverständlichen Wortlaut von § 29 Abs. 1 
FlurbG ist die Baulandeigenschaft eines Grundstücks im 
Wertermittlungsverfahren festzustellen, wobei die späte-
re Bemessung und Gestaltung der wertgleichen Landab-
findung im Flurbereinigungsplan sich daran halten muss 
(BayVGH 1981, LS). Denn sie hat nach § 44 Abs. 2 Halb-
satz  2 FlurbG alle Umstände zu berücksichtigen, die auf 
den Ertrag, die Benutzung und die Verwertung der Grund-
stücke wesentlichen Einfluss haben, und sollte gemäß § 44 
Abs. 4 FlurbG unter anderem in der Nutzungsart den alten 
Grundstücken entsprechen. Aus diesen gesetzlichen Vor-
gaben heraus ist Bauland stets mit Bauland gleicher Quali-
tät abzufinden (BVerwG 1990 und 1995), sodass eine be-
dingte Zuteilung vorliegt.

In den Standortflächen sind die Grundstücke den Teil-
nehmern daher möglichst flächengleich wieder zuzutei-
len, wobei natürlich eine Optimierung der Grenzziehung 
anzustreben ist. Dabei sollten unvermeidbare Mehr- oder 
Minderausweisungen von Land, die nach § 44 Abs. 3 Satz 2 
FlurbG in Geld auszugleichen sind, gering gehalten bzw. 
nach Möglichkeit ganz vermieden werden, weil die Stand-
ortflächen einen vergleichsweise hohen Verkehrswert ha-
ben. Dies führt bei Mehr- und Minderausweisungen zu 
entsprechend hohen Geldausgleichsbeträgen, was wieder-
um Akzeptanzprobleme verursachen kann.

In der Regel dürfte es möglich sein, die Flächenanteile 
der einzelnen Teilnehmer an der jeweiligen Standortfläche 
als neue Grundstücke wieder zuzuteilen und dabei über die 
Zuwegung der WEA auch das Erschließungsgebot nach 
§  44 Abs.  3 Satz  3 Halbsatz  1 FlurbG (»Die Grundstücke 
müssen durch Wege zugänglich gemacht werden;«) umzu-
setzen. Wie Haselhoff (2003, S.  30) ausführt, ist es nicht 
Aufgabe der Flurbereinigungsbehörde, auf die Bildung von 
Bruchteilseigentum nach § 48 Abs. 2 Alternative 2 FlurbG 
hinzuwirken. Die Möglichkeit sollte jedoch bei den Plan-
wunschgesprächen (§  57 FlurbG) thematisiert und bei 
übereinstimmendem Wunsch der betroffenen Teilnehmer 
umgesetzt werden.

5.4 bewertung der Abstandsflächen

Die Abstandsflächen sind – wie in Kap. 2 und 4 dargelegt 
– Agrarland, sodass die landwirtschaftlichen Grundstücke 
in der Wertermittlung gemäß § 28 Abs. 1 FlurbG nach dem 
landwirtschaftlichen Nutzungswert zu bewerten sind und 
die mindestens wertgleiche Landabfindung entsprechend 
§ 44 Abs. 1–4 FlurbG nach landwirtschaftlichen Kriterien 
zu bemessen und zu gestalten ist (hierzu weiterführend 
Kap. 5.5).

Nach dem eindeutigen Wortlaut von § 28 Abs. 2 FlurbG 
sind neben den wesentlichen Bestandteilen auch »Rechte 
nach § 49 Abs. 3 FlurbG, soweit erforderlich, in ihrem Wert 
besonders zu ermitteln«. Während für die Behandlung der 
wesentlichen Bestandteile § 50 FlurbG die Sonderregelung 

darstellt, ist dies für die in § 28 Abs. 2 FlurbG angespro-
chenen Rechte durch den unmittelbaren Verweis auf die 
Norm § 49 Abs. 3 FlurbG. Es handelt sich dabei also um 
die in §  49 Abs.  1 Satz  1 FlurbG genannten Rechte, und 
zwar um »Dienstbarkeiten, Reallasten und Erwerbsrechte an 
einem Grundstück sowie persönliche Rechte, die zum Besitz 
oder zur Nutzung eines Grundstücks berechtigen oder die Be-
nutzung eines Grundstücks beschränken«. Hierunter fallen 
unzweifelhaft auch die Nutzungsrechte zur Windenergie-
erzeugung als »persönliche Rechte [des Windparkbetreibers], 
die […] zur Nutzung eines Grundstücks berechtigen«.

Da es zu § 49 Abs. 3 FlurbG keine für die hier behandelte 
Thematik einschlägigen gerichtlichen Entscheidungen zur 
fallbezogenen Auslegung der Norm gibt, soll hilfsweise auf 
die Rechtsprechung zu § 50 Abs. 4 FlurbG zurückgegriffen 
werden, weil beide Fälle vergleichbar sind. Zur Lösung der 
Problematik wird also eine Analogiebildung vorgenom-
men, die zulässig ist »wenn das Gesetz eine planwidrige 
Regelungslücke enthält und der zu beurteilende Sachverhalt 
in rechtlicher Hinsicht soweit mit dem Tatbestand vergleich-
bar ist, den der Gesetzgeber geregelt hat, dass angenommen 
werden kann, der Gesetzgeber wäre bei einer Interessen-
abwägung, bei der er sich von den gleichen Grundsätzen 
hätte leiten lassen wie bei dem Erlass der herangezogenen 
Gesetzesvorschrift, zu dem gleichen Abwägungsergebnis ge-
kommen« (BayVGH 2004 mit weiteren Rechtsprechungs-
nachweisen).

5.4.1 Exkurs: Abfindung für wesentliche 
bestandteile nach § 50 Abs. 4 Flurbg

§  50 Abs.  1–3 FlurbG begründet eine Übernahmepflicht 
für Obst-, Wein- und Hopfenanlagen sowie für Denkmäler, 
Bäume, Feldgehölze und Hecken, um besonders schützens-
werte Landschaftsbestandteile zu erhalten. Die Teilneh-
mergemeinschaft hat den bisherigen Eigentümer in Geld 
abzufinden und kann vom Empfänger der Landabfindung 
für die Einrichtungen und Anpflanzungen eine angemes-
sene Erstattung verlangen. § 50 Abs. 4 FlurbG regelt, dass 
»für andere nicht unter § 50 Abs. 1 FlurbG fallende wesent-
liche Bestandteile von Grundstücken, insbesondere Gebäude, 
soweit erforderlich, der bisherige Eigentümer oder der sonsti-
ge Berechtigte gesondert abzufinden ist«. Dabei bezieht sich 
der Erforderlichkeitsvorbehalt auf eine unmittelbare Eini-
gung der Betroffenen, die einer hoheitlichen Regelung im 
Flurbereinigungsplan vorgeht (Wingerter und Mayr 2018, 
§ 28, Rd.-Nr. 36).

Wie der Hessische Verwaltungsgerichtshof (HessVGH) 
im Urteil vom 25.03.1971 feststellt, ist mit der gesonderten 
Abfindung nach § 50 Abs. 4 FlurbG gemeint, »dass neben 
oder unabhängig von der Regelung in §  50 Abs.  1 und  2 
FlurbG für dazu nicht zählende wesentliche Bestandteile 
Abfindung zu geben ist, da andernfalls die eigenständige ge-
setzliche Behandlung dieser wesentlichen Bestandteile keinen 
Sinn ergäbe. Die Tatsache, dass – anders als in § 50 Abs. 2 
FlurbG – der Hinweis auf Geldabfindung fehlt, und der Um-
stand, dass unter Abfindung das Gesetz sowohl Land- als 
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auch Geldabfindung versteht (vgl. § 44, § 50, § 52 FlurbG) 
bedeuten daher, dass die Flurbereinigungsbehörde im Fall 
des § 50 Abs. 4 FlurbG jeweils nach der einen oder anderen 
Art oder kombiniert Abfindung gewähren kann, eine Alter-
native bzw. Verbindung, die dem Gesetz nicht fremd ist (vgl. 
§ 44 Abs. 1, Abs. 3, § 52 Abs. 1 FlurbG)«.

Während das BVerwG im Urteil vom 04.12.1961 aus-
führt, dass der einem Teilnehmer zustehende Abfindungs-
anspruch nach § 50 Abs. 4 FlurbG grundsätzlich Natural-
leistungen (gleichartige Bestandteile, Land) umfasst und 
Geldabfindungen die Ausnahme bilden (so auch Win-
gerter und Mayr 2018, § 50, Rd.-Nr. 16), hat die nachfol-
gende Rechtsprechung der Flurbereinigungsgerichte sich 
für eine regelmäßige Abfindung in Geld ausgesprochen. 
Denn auch im Fall des BVerwG 1961 ging es um ein älte-
res Gebäude, für das die Geldabfindung bestätigt wurde, 
weil eine Abfindung mit einem vergleichbaren Gebäude 
unzweckmäßig war. In diesem Sinne kommt das OVG 
Koblenz im Urteil vom 27.04.1972 zu dem Leitsatz, dass 
für nicht wieder zugeteilte bauliche Anlagen grundsätzlich 
eine Geldabfindung auf Basis des Verkehrswertes zu geben 
ist und eine Naturalrestitution nur dann in Frage kommt, 
wenn diese bei der Neuzuteilung für zweckentsprechend 
und zweckdienlich angesehen werden kann (ebenso VGH 
B-W 1975). In neuerer Zeit stellt der BayVGH im Urteil 
vom 03.07.2007 mit ausdrücklicher Bezugnahme auf die 
Entscheidung des BVerwG vom 04.12.1961 fest: »Der […] 
Ausgleichsanspruch richtet sich nicht auf eine (zusätzliche) 
Landabfindung im Sinne von § 44 FlurbG, sondern auf eine 
Abfindung in Geld (BVerwG 1961). Nach § 54 Abs. 1 Satz 1 
FlurbG muss die Geldabfindung angemessen sein. Der An-
spruch hat inhaltlich den sich aus Art.  14 GG ergebenden 
Anforderungen zu entsprechen […].«

Damit dürfte eine Geldabfindung für Gebäude nach 
§ 50 Abs. 4 FlurbG die Regel sein. Dieser im Allgemeinen 
auf den Ersatz des Verkehrswerts (§ 29 Abs. 2 FlurbG) ge-
richtete Anspruch stellt eine Abfindung eigener Art unab-
hängig von der Landabfindung nach § 44 Abs. 1–4 FlurbG 
dar, die im Flurbereinigungsplan gesondert festzusetzen ist 
(BVerwG 1961). Hierzu hebt der BayVGH (2007) in den 
Leitsätzen 1 und 2 seines Urteils vom 03.07.2007 hervor: 
»§  50 Abs.  4 FlurbG löst die Wertermittlung für wesent-
liche Bestandteile aus der alle Teilnehmer in gleicher Weise 
betreffenden Wertermittlung nach §§  27 ff. FlurbG heraus 
und stellt hierfür eigene, auf die Sache bezogene Abfindungs-
regeln auf. Die nach § 50 Abs. 4 zu treffende Entscheidung 
kann dann Bestandteil des Flurbereinigungsplans werden, 
ohne dass es einer gesonderten vorgängigen Wertermittlung 
im Rahmen des Verfahrens nach § 31, § 32 FlurbG bedarf.« 
Im Bedarfsfall (»soweit erforderlich«) wird die nach §  50 
Abs. 4 FlurbG zu treffende Entscheidung über die geson-
derte Abfindung einschließlich der Wertermittlung also 
im Flurbereinigungsplan getroffen (Wingerter und Mayr 
2018, § 28, Rd.-Nr. 36 und § 50, Rd.-Nr. 16).

5.4.2 Übertragung der Abfindung für wesentliche 
bestandteile nach § 50 Abs. 4 Flurbg auf 
Nutzungsrechte bzgl. der Abstandsflächen

Durch die Maßnahmen der Flurbereinigung, insbesondere 
durch den ländlichen Wegebau und die Arrondierung der 
Grundstücke, werden vor allem Wege- und Überfahrts-
rechte nicht mehr benötigt. § 49 Abs. 1 FlurbG differenziert 
daher zwischen entbehrlichen Rechten, die ohne Weiteres 
aufzuheben sind (§  49 Abs.  1 Satz  2 FlurbG), und durch 
die Flurbereinigung nicht entbehrlich werdende Rechte, in 
die jedoch eingegriffen werden kann, wenn es dem Zwecke 
der Flurbereinigung dient (§ 49 Abs. 1 Satz 3–5 FlurbG). 
Ferner ist gemäß § 49 Abs. 3 FlurbG »die aus dem Bestehen 
eines aufzuhebenden Rechts folgende Minderung des Wertes 
des alten Grundstücks bei der Abfindung des Teilnehmers zu 
berücksichtigen, wenn sie erheblich ist«. Damit unterschei-
den § 49 Abs. 1 FlurbG und § 49 Abs. 3 FlurbG – wie im 
Liegenschaftswesen und in der Immobilienwertermittlung 
allgemein üblich – zwischen dem Wert eines grundstücks-
bezogenen Rechts für den Rechtsinhaber (Abfindung bei 
Aufhebung nach §  49 Abs.  1 Satz  3–5 FlurbG) und der 
Wertminderung durch das Recht für das belastete Grund-
stück (Berücksichtigung des Wegfalls der Belastung infolge 
der Aufhebung bei der Abfindung des Grundstückseigen-
tümers nach § 49 Abs. 3 FlurbG).

Wie in Kap. 5.1 dargestellt, umfasst die in § 49 Abs. 1 
Satz 1 FlurbG normierte Befugnis zur vollständigen Auf-
hebung eines grundstücksbezogenen Rechts auch die we-
niger schwere teilweise Aufhebung bzw. Einschränkung 
und ebenso die nur bloße Änderung (HessVGH 1965). 
Dies gilt auch für die in § 49 Abs. 3 FlurbG wiederum nur 
genannte Aufhebung, weil beide Vorschriften (§ 49 Abs. 1 
FlurbG und § 49 Abs. 3 FlurbG) untrennbar zusammenge-
hören, indem der Sachverhalt zum einen in Bezug auf den 
Rechtsinhaber und zum anderen in Bezug auf das belastete 
Grundstück geregelt wird. Im Kontext der Windenergie-
nutzung ist ferner die Besonderheit hervorzuheben, dass 
die Belastung mit einem Nutzungsrecht zur Windenergie-
erzeugung keine Wertminderung des belasteten Grund-
stücks darstellt, sondern eine Wertsteigerung mit sich 
bringt, weil sie mit regelmäßigen Entgeltzahlungen ver-
bunden ist, ohne die landwirtschaftliche Nutzung zu beein-
trächtigen. Die Wertsteigerung ist wie in Kap. 3.2 erläutert 
als besonderes objektspezifisches Grundstücksmerkmal zu 
bewerten.

Um Missverständnissen vorzubeugen, ist an dieser Stel-
le darauf hinzuweisen, dass die Berechtigung zur Nutzung 
durch Vermietung der Abstandsflächen dem Eigentum als 
solchem entspringt und kein zur generellen Eigentümer-
befugnis hinzutretendes weiteres Recht des Grundstücks-
eigentümers ist. Vielmehr wird aus der Eigentümerbefug-
nis heraus das Nutzungsrecht an den Windparkbetreiber 
vergeben, sodass der mietende WEA-Betreiber ein persön-
liches Recht im Sinne von §  10 Nr.  2 Buchstabe  d), §  28 
Abs. 2 und § 49 Abs. 3 FlurbG erhält, welches dann auf dem 
Grundstück lastet (liegt).
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Auch in §  49 Abs.  3 FlurbG ist – wie in §  54 Abs.  4 
FlurbG – von der »Abfindung des Teilnehmers« und nicht 
etwa von der »Landabfindung« – wie in §  44 Abs.  2–4 
FlurbG – die Rede, sodass die oben genannten Entschei-
dungen (BayVGH 2007, BVerwG 1961, HessVGH 1971, 
OVG Koblenz 1972, VGH B-W 1975) zu §  50 Abs.  4 
FlurbG unmittelbar übertragen werden können: Anstelle 
des wertsteigernden Gebäudes tritt das auf dem Grund-
stück liegende, wertsteigernde Nutzungsrecht des Wind-
parkbetreibers und anstelle des vollständigen Verlusts 
durch Zuteilung an einen anderen Beteiligten oder Abriss 
tritt die Schmälerung oder Erweiterung des Nutzungs-
rechts durch Übertragung auf eine flächenmäßig klei-
nere oder größere Landabfindung. Hieraus folgt nun in 
direkter Analogie zu § 50 Abs. 4 FlurbG, dass dem Grund-
stückseigentümer bei einer Einschränkung des auf seinem 
Grundstück liegenden Nutzungsrechts durch Übertragung 
auf eine Landabfindung mit geringerer Flächengröße im 
Vergleich zum alten Grundstück ein Geldausgleich zu-
steht, um die Schmälerung des Nutzungsrechts (=  gerin-
geres Nutzungsentgelt) auszugleichen. Und umgekehrt, 
hat der Grundstückseigentümer bei einer Erweiterung des 
Nutzungsrechts durch Übertragung auf eine größere Flä-
che (=  höheres Nutzungsentgelt) einen Geldausgleich zu 
zahlen. Ergänzend ist anzumerken, dass in beiden Fällen 
die nach dem landwirtschaftlichen Nutzungswert bemes-
sene Landabfindung wertgleich ist, weil im ersten Fall eine 
bessere Grundstücksqualität durch ein Weniger an Fläche 
und im zweiten Fall eine schlechtere Grundstücksqualität 
durch ein Mehr an Fläche ausgeglichen ist (siehe Kap. 4.1).

Nach § 50 Abs. 4 FlurbG ist nicht nur der Grundstücks-
eigentümer, sondern auch der sonst Berechtigte für den 
Verlust des wesentlichen Bestandteils eines Grundstücks 
gesondert abzufinden. Auch diese Vorgabe lässt sich ana-
log auf das grundstücksgebundene Nutzungsrecht zur 
Windenergieerzeugung übertragen. Denn das Nutzungs-
entgelt des Windparkbetreibers teilt sich in einen größeren 
Anteil für den Grundstückseigentümer (i. d. R. 85 %) und 
einen kleineren Anteil für den landwirtschaftlichen Päch-
ter (i. d. R. 15 %) auf. Insofern ist das Nutzungsrecht auch 
in diesem Verhältnis geteilt, sodass neben dem Grund-
stückseigentümer ebenso der Pächter einen Anteil an dem 
geldwerten Recht hat und insofern als »sonst Berechtigter« 
anzusehen ist, der gesondert abzufinden ist.

Jedes landwirtschaftliche Pachtverhältnis geht gemäß 
§ 68 Abs. 1 Satz 1 FlurbG (Surrogationsprinzip) von den 
alten Grundstücken auf die Landabfindung über. Es kann 
aufgrund der nach landwirtschaftlichen Kriterien gestalte-
ten mindestens wertgleichen Landabfindung des Grund-
stückseigentümers in der Regel ohne Einschränkungen 
am neuen Pachtbesitz fortgesetzt werden. Wie in Kap. 5.1 
dargelegt, sind im Rahmen der Ordnung der rechtlichen 
Verhältnisse die Nutzungsentgeltzahlungen an die Flä-
chengrößen der neuen Grundstücke anzupassen. Dies 
gilt nicht nur für die Grundstückseigentümer, sondern 
auch für die landwirtschaftlichen Pächter, die bei flächen-
mäßig kleinerem Pachtbesitz einen Geldausgleich für das 

geringere Nutzungsentgelt erhalten und umgekehrt, bei 
flächenmäßig größerem Pachtbesitz einen Geldausgleich 
für das höhere Nutzungsentgelt zu zahlen haben. Für die 
Kapitalisierung der jeweiligen Nutzungsentgeltdifferenz 
ist die Restlaufzeit des Pachtvertrages ab Besitzeinweisung 
zugrunde zu legen, d. h die gesetzliche ordentliche Kündi-
gungsfrist nach § 594a Abs. 1 BGB bei einem Pachtverhält-
nis auf unbestimmte Zeit und die Restlaufzeit bei einem 
Zeitpachtvertrag.

Bezüglich der Wertermittlung löst schon §  28 Abs.  2 
FlurbG die Bewertung der wesentlichen Bestandteile und 
der Rechte nach § 49 Abs. 3 FlurbG aus der alle Teilneh-
mer in gleicher Weise betreffenden Wertermittlung nach 
§§  27 ff. FlurbG heraus und stellt sie einer gesonderten 
Wertermittlung anheim (BayVGH 2007). Wie dargelegt, 
können ferner die Maßgaben zur gesonderten Abfindung 
für wesentliche Bestandteile in Geld auf die Abfindung für 
Nutzungsrechte zur Windenergieerzeugung übertragen 
werden. Damit können alle zu treffenden Entscheidungen 
(Bewertung der Nutzungsrechte zur Windenergieerzeu-
gung in €/m2 und Festlegung der Geldausgleichsbeträge 
für die Grundstückseigentümer und landwirtschaftlichen 
Pächter bei Übertragung auf eine im Vergleich zu den alten 
Grundstücken flächenmäßig kleinere oder größere Land-
abfindung) anlässlich der vorläufigen Besitzeinweisung 
getroffen werden. Dies hat wiederum zur Folge, dass der 
Stichtag für die Wertermittlung der Windenergienutzungs-
rechte (=  Wirksamwerden der Wertermittlung, BVerwG 
1971, BayVGH 2014 und 2017) und der Stichtag zur Be-
urteilung der wertgleichen Abfindung (=  Wirksamwer-
den der vorläufigen Besitzeinweisung, §  44 Abs.  1 Satz  4 
FlurbG) zusammenfallen und aufwendige Nachbewertun-
gen vermieden werden, die notwendig sein können, wenn 
zwischen Wertermittlung und Besitzeinweisung eine län-
gere Zeitspanne liegt. Entsprechend § 67 Abs. 1 Halbsatz 1 
FlurbG kann die Teilnehmergemeinschaft die Geldaus-
gleiche mit dem Wirksamwerden der von der Flurbereini-
gungsbehörde angeordneten Besitzeinweisung (§ 65 Abs. 2 
Satz  1 und  2 FlurbG) zeitnah auszahlen oder einziehen 
(§ 18 Abs. 1 Satz 3 Fall 1 FlurbG).

5.5 Fazit – Abfindung der beteiligten 
in den Abstandsflächen

Die Grundstücke in den Abstandsflächen sind Agrarland 
und daher in der Wertermittlung nach § 28 Abs. 1 FlurbG 
zu bewerten. Die Zuteilung erfolgt nach landwirtschaft-
lichen Kriterien entsprechend § 44 Abs. 1–4 FlurbG, weil 
die in der Wertermittlung festgestellten Eigenschaften als 
landwirtschaftliche Grundstücke für das weitere Verfahren 
verbindlich sind. Dabei sind gemäß § 44 Abs. 2 Halbsatz 2 
FlurbG »alle Umstände zu berücksichtigen, die auf den Er-
trag, die Benutzung und die Verwertung der Grundstücke 
wesentlichen Einfluss haben«. In diesem Sinne stellt die 
Überlassungsmöglichkeit bzw. die schon erfolgte Überlas-
sung zur Windenergieerzeugung neben der landwirtschaft-
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lichen Nutzung eine weitere wesentliche Verwertung mit 
erheblichem Ertrag dar, die gemäß § 44 Abs. 2 Halbsatz 1 
FlurbG »bei der Landabfindung« zwingend zu beachten ist. 
Daraus folgt ein Anspruch auf Zuteilung gleichwertiger, 
d. h. die gleichen Nutzungsentgeltzahlungen generieren-
der Abstandsflächen, jedoch mit der Möglichkeit, unver-
meidbare Mehr- und Minderausweisungen gemäß §  44 
Abs. 3 Satz 2 FlurbG in Geld auszugleichen. Zu verweisen 
ist in diesem Zusammenhang auf das Urteil des BayVGH 
vom 12.04.2010 (1.  LS), in dem am Fall eines verpachte-
ten Grundstücks als Sportplatz herausgestellt wird, »dass 
die Möglichkeit, ein Flurstück langfristig zu einem deutlich 
über dem landwirtschaftlichen Preisniveau liegenden Pacht-
zins verpachten zu können, eine besondere Verwertungsop-
tion und damit einen grundstücksbezogenen wertbildenden 
Umstand darstellt, der in der Bodenordnung zu berücksich-
tigen ist«.

Es liegt somit eine bedingte Zuteilung bzw. ein bedingtes 
Zuteilungsgebiet vor, das auch in der Wertermittlungskarte 
darzustellen ist. Ferner sollte im Wertermittlungsrahmen 
auf die spätere gesonderte Bewertung des Windenergienut-
zungsrechts bezüglich der Abstandsflächen hingewiesen 
werden. Diese Einschätzung ist auch einheitliche Meinung 
in der Literatur (Haselhoff 2003, Uthoff 2012, Peter 2012, 
Arge Landentwicklung 2013, Lorig et al. 2014).

Die Nutzungsrechte zur Windenergieerzeugung wer-
den von den alten Grundstücken auf die Landabfindungen 
übertragen, die Entgeltzahlungen des Windparkbetreibers 
an die Grundstückseigentümer und landwirtschaftlichen 
Pächter an die neuen Flächengrößen der Abfindungs-
grundstücke angepasst und die dadurch bedingten zukünf-
tigen Minder- und Mehreinnahmen in Geld ausgeglichen. 
Die Ausgleichszahlungen entsprechen dem besonderen 
objektspezifischen Grundstücksmerkmal der Windener-
gienutzung unter Berücksichtigung des Repowering in 
€/m2 wie in Kapitel 3.2 ausgeführt. Die gesonderte Wert-
ermittlung erfolgt zweckmäßigerweise anlässlich der vor-
läufigen Besitzeinweisung, sodass auch die Ausgleichsbei-
träge unmittelbar im Anschluss an die Besitzeinweisung 
eingefordert und ausgezahlt werden können.

6 Abschließendes Fazit

Aufgrund der Änderungen im Wertermittlungsrecht 
durch die neue ImmoWertV 2021 sind die Flächen von 
projektierten bzw. genehmigten Windparks hinsichtlich 
der Standortflächen als Bauland und hinsichtlich der Ab-
standsflächen als Agrarland mit dem besonderen objekt-
spezifischen Grundstücksmerkmal der Windenergienut-
zung zu bewerten. Dies hat eine bedingte Zuteilung in 
der Flurbereinigung zur Folge, wobei die Abstandsflächen 
als landwirtschaftliche Grundstücke zu bewerten und zu-
zuteilen sind. Bei der Übertragung der von den Grund-
stückseigentümern und landwirtschaftlichen Pächtern 
an den Betreiber vergebenen Nutzungsrechte zur Wind-

energieerzeugung von der Einlage auf die Abfindung sind 
auch die Entgeltzahlungen an die neuen Flächengrößen 
der Grundstücke anzupassen und eine Erweiterung oder 
Schmälerung eines jeweiligen Nutzungsrechts durch eine 
im Vergleich zum alten Grundstück größere oder kleinere 
Fläche der Landabfindung in Geld auszugleichen. In Fol-
gebeiträgen wird der Frage nachgegangen, wie noch nicht 
projektierte Windenergiegebiete in der Flurbereinigung zu 
behandeln sind, und es werden Aspekte der Wertermitt-
lung vertieft.
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